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Freitag, 08. Juli 2005

Letzter Urlaub mit dem Wohnmobil?

Florian Pronold: „CSU will nach der Wahl bei den Wohnmobilen abkassieren

Zur heutigen Bundesratssitzung und den Unklarheiten über die zukünftige Besteuerung von Wohnmobilen mit einem zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 2,8 Tonnen erklärt der BayernSPD-Vize Florian Pronold, MdB: 

„Letzter Urlaub mit dem Wohnmobil im Sommer 2005? Faltlhauser hat heute die Möglichkeit verstreichen lassen, für die Wohnmobil-Besitzer endlich Klarheit über ihre zukünftige Steuerlast zu schaffen. Seit Monaten liegt ein SPD-Entwurf aus Nordrhein-Westfalen im Bundesrat, der Steuererhöhungen für Wohnmobile verhindern soll. Doch die unionsregierten Länder wollen sich offensichtlich Zusatzeinnahmen durch die Hintertür sichern.

Faltlhauser treibt ein falsches Spiel: Mit der erneuten Vertagung wird die Entscheidung auf Ende September verschoben. Nach der Bundestagswahl wollen Faltlhauser und seine Kollegen dann bei den Wohnmobilen abkassieren – mit bis zu zehnmal höheren Steuern. In seinem steuerpolitischen Raubrittertum nimmt Faltlhauser dabei weder auf die Camper Rücksicht, noch auf den Tourismus in Bayern. Die Wohnmobilbesitzer verbringen einen Sommer der Ungewissheit, im Herbst folgt dann das böse Erwachen.“

Hintergrund des Problems ist eine Änderung der Straßenverkehrs-Zulassungsordnung, die das Steuerprivileg für schwere Geländewagen seit Mai 2005 beseitigt hat. Die notwendige Ausnahmeregelung für Wohnmobile, die sonst auch betroffen wären, wird von der CSU seit längerem verschleppt. Derzeit ist die höhere Besteuerung der Wohnmobile in allen Bundesländern ausgesetzt, ohne dass rechtliche Klarheit für die Betroffenen besteht.
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